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Die großen Transformationen der letzten
Jahrzehnte, die zunehmende Globalisie-
rung von Produktion, M�rkten und insbe-
sondere des Finanzsektors wurden von der
Steuerpolitik bisher kaum ber�cksichtigt.
Das Steuersystem ist grunds�tzlich bis
heute in Deutschland und in anderen EU-
Staaten so geblieben, wie es vor Jahrzehn-
ten f�r eine noch weitgehend nationale
�konomie zugeschnitten war.

Die Verwundbarkeit der Steuersysteme der
EU-Staaten nimmt weiter zu, da die Be-
messungsgrundlagen und die Steuers�tze
sehr unterschiedlich sind: Die Aufwendun-
gen werden tendenziell in Steuerl�ndern
mit hohen nominalen Unternehmensteuer-
s�tzen geltend gemacht, die Ertr�ge aber in
L�ndern mit niedrigen Steuers�tzen ausge-
wiesen. International t�tige Unternehmen
m�ssen sich in jedem EU-Staat mit einem
anderen Steuersystem herumschlagen.
Eine einheitliche EU-Bemessungsgrund-
lage k�nnte einen ersten Schritt zur Milde-
rung dieser Probleme darstellen.

Nach jahrelangen Vorarbeiten und Konsul-
tationen will die EU nun eine „gemeinsa-
me konsolidierte K�rperschaftsteuer-Be-
messungsgrundlage“ umsetzen, allerdings
ausschließlich f�r die Besteuerung von in-
ternational t�tigen Kapitalgesellschaften
und ohne Vorgabe einheitlicher Steuers�t-

ze oder Mindeststeuers�tze. F�r die Ein-
kommensteuer soll keine einheitliche Be-
messungsgrundlage entwickelt werden, da
nach Auffassung der EU die Einkommen-
steuer �berwiegend nur national t�tige Ar-
beitnehmer, Selbstst�ndige und kleinere
Unternehmer betrifft (in Deutschland mit
seinen vielen Personenunternehmen ist das
anders!) und deshalb keiner EU-Regulie-
rung bed�rfe.

Eine harmonisierte und zwischen den EU-
Staaten konsolidierte Bemessungsgrund-
lage der K�rperschaftsteuer erleichtert ge-
rade den international t�tigen Unterneh-
men ihre Buchf�hrung und verringert zu-
dem die Gewinnver-
schiebem�glichkeiten
von EU-L�ndern mit ho-
hen Steuers�tzen in EU-
L�nder mit niedrigen
Steuers�tzen. Sie l�st je-
doch nicht das Problem
der Verschiebung in
Nicht-EU-L�nder mit
niedrigen Steuers�tzen.
Eine Besteuerung von
international t�tigen Konzernen ist den
einzelnen Nationalstaaten n�mlich letzt-
lich nur m�glich, wenn die gesamte im In-
land erwirtschaftete Wertsch�pfung an der
Quelle einem generellen Steuerabzug un-
terliegt, unabh�ngig vom in- oder ausl�ndi-
schen Sitz des Betriebseigent�mers.

Dies w�re auch ohne die schwierige EU-
weite Steuerharmonisierung von jedem
Nationalstaat dadurch erreichbar, dass zu-
k�nftig jeweils am Sitz der Betriebsst�tte
alle mit Fremd- oder mit Eigenkapital er-
wirtschafteten Ertr�ge einem generellen
Steuerabzug unterliegen, also:

– neu – die ausbezahlten Schuldzinsen ab-
z�glich der erhaltenen Zinsertr�ge als
die im Betrieb erwirtschafteten Ertr�ge
des Fremdkapitals (�hnlich wie es die
Unternehmensteuerreform 2008 in ei-
nem ersten Schritt bei der Gewerbesteuer
umgesetzt hat) und

– wie bisher – zudem der Gewinn (dabei
muss durch Verringerungen von Steuer-
verg�nstigungen sichergestellt werden,
dass der „zu versteuernde Gewinn“ nicht

mehr – wie derzeit – weit vom tats�chli-
chen �konomischen Gewinn abweicht).

L�hne werden schon immer am Sitz der
Betriebsst�tte durch Einbehaltung von
Lohnsteuer und Sozialversicherungsabga-
ben belastet. Damit w�re sichergestellt,
dass die gesamte im Inland erwirtschaftete
Wertsch�pfung (L�hne + Schuldzinsen +
Gewinne) einem generellen Steuerabzug
im Inland unterliegt.

Eine Besteuerung all dieser Kapitalentgel-
te w�re einfach und umgehungsresistent
durchzuf�hren, weil sie in etwa einer Be-
steuerung des EBIT (earnings before inter-
est and taxes) entspricht, das ohnehin im
Rahmen jeder Bilanzierung erhoben wird.

Eine erste Gruppe von EU-Staaten, die von
diesem neuen System profitieren, k�nnte
auf der Basis der Vorarbeiten der EU-Kom-
mission die Initiative ergreifen. Hierf�r ist
keine Einstimmigkeit der EU-Staaten er-
forderlich und auch keine EU-weite Har-
monisierung der Bemessungsgrundlage.
Insoweit entspricht dieses Vorgehen dem
Vorschlag der EU-Kommission f�r eine
freiwillige Beteiligung allein der interes-
sierten EU-„Pionierstaaten“ im Verfahren
der verst�rkten Zusammenarbeit.

Eine systematische
Steuererhebung aller
Kapitalentgelte je-
weils am Sitz der Be-
triebsst�tte w�rde
den von der EU-
Kommission avisier-
ten h�chst kompli-
zierten Verteilungs-
mechanismus zwi-

schen den EU-Staaten vermeiden. Zudem
w�rden die derzeit m�glichen und wegen
des Wettbewerbsdrucks erforderlichen
h�chst komplizierten Maßnahmen zur
Steuerplanung, d.h. zur legalen Steuerver-
ringerung, weitgehend uninteressant. Da-
mit g�be es einen inh�renten Druck auf die
anderen EU-Staaten, sich dem neuen Sys-
tem anzuschließen, weil ihnen die bisheri-
gen M�glichkeiten der Besteuerung von
nicht in ihrem Land erzielter Wertsch�p-
fung weitgehend genommen w�ren.

Das durch Umsetzung der Vorschl�ge im
ersten Schritt erh�hte Steueraufkommen
k�nnte zur Senkung der Steuers�tze auch
f�r private Kapitalertr�ge auf ein interna-
tional �bliches Maß verwendet werden.
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